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Anzulängliche Ergebniſſe der hilfsmaßnahmen für 
die Pofener Land wirtſchaſt. 


Wiederholt hat die polniſche Oppoſitionspreſſe die Unzuläng⸗ 
lichkeit der bisherigen Hilfsmaßnahmen der Regierung für die 
polniſche Landwirtſchaft betont. Daß diefe Behauptungen gerade 
hinſichtlich des Poſener Gebiets der Begründung nicht entbehren, 
beſtätigt der vorliegende Bericht, den der Generalſekrekär des 
„Wojewodſchaftskomitees für die landwirtſchaftlichen Finanzfragen 
in Pofen“, Ing. Okoniewſki, der bereits früher die Mängel 
dieſer Aktion zugegeben hat (vergl. 1933 Nr. 7/8, S. 34 *), in drei 
größeren Aufſätzen der Oeffentlichkeit unterbreitet. 

Seine Darſtellung ſtützt ſich auf folgendes Material: Von den 
im Gebiet der Poſener Wojewodſchaft vorhandenen Landwirt- 
ſchaftsbetrieben mit über 100 Hektar Fläche hätten rund 400 den 
ausführlichen Fragebogen über ihre Finanzlage ausgefüllt, dazu 
habe das Wojewodſchaftskomikee die Verhälkniſſe weiterer 15 Be- 
triebe genau geprüft. Dieſe Angaben — rund 15 % der größeren 
Betriebe umfaſſend — böten genügend Anhaltspunkte zur Beur- 
teilung der Geſamtlage und der bisherigen Ergebniſſe der Um- und 
Enlſchuldung. 

Bei Beginn dieſer Akkion ſei für die Poſener Landwirtſchaft 
als Verſchuldung aus langfriſtigen (Hppotheken.), organifierten 
kurgfriſtigen Schulden, ſowie rückſtändigen Steuern, Soziallaſten 
u. ä. ein Betrag von 600 Millionen Zloty (davon bei Landſchaft, 
Staatsbanken und einigen Kommunalſparkzaſſen 300 Millionen 
Zloty) ermittelt worden. Die eineinhalbjährige Tätigkeit des Ko- 
mitees habe jedoch eine weit größere Verſchuldung offenbart; 3. B. 
habe ſich bei den 50 Vekrieben, denen Zahlungsaufſchub bewilligt 
worden ſei, gezeigt, daß von der Geſamtſchuldſumme % private 
Schulden (80 von 45 Millionen Zloty) geweſen feien. Auf die 
obige Summe von 600 Millionen Zloty übertragen, ergäbe fich 
jomit eine Verſchuldung von ca. 1800 Millionen Zloty, und ſelbſt 
unter Berückſichkigung des Umftandes, daß die erwähnten 50 Be- 
triebe am ſtärkſten verſchuldet geweſen feien, fei die Geſamt⸗ 
verſchuldung der Poſener Landwirtſchaft auf 
rund 1500 Millionen Zloty zu ſchätzen. 

Es ſei nun feſtzuſtellen, daß für dieſe Verſchuldung bisher zwar 
Jahlungsaufſchub erzielt worden jei, die Senkung der Koſten des 
Schuldendienſtes aber nur gering und den heutigen Wirkſchafts⸗ 
bedingungen keineswegs angemeſſen fei. — Bei den Hypotheken- 
ſchulden fei zwar der Zinsſatz geſetzlich auf 6 % begrenzt worden, 
aber die Ausnahmebeſtimmungen in Art. 12 des Geſetzes hätten 
dieje Regelung illuſoriſch gemacht. Inländiſche Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften, ſowie einige Sparkaſſen und Volksbanken erhöben für 
ihre Kredite mit erſtſtelliger Hypothekarſicherung nach wie vor 
12 % Jahreszinſen, welcher Satz ſich durch Vorauszahlung oder 
Kapitalifierung der Zinſen eventuell noch erhöhe. Ferner laſſe 
das Geſetz die oft überhohen Renten aus Erbteilungen uſw. unbe- 
rückſichtigt. 


Beſonders ſtarke Anwendung habe in Poſen das Geſetz 
vom März 1933 betr. die Errichkung von 
Schiedsämtern in Beſitzfragen gefunden. Das 
Wojewodſchafts-Schiedsamt habe mit 252 Anträgen weitaus die 
größte Antragszahl ſämklicher Wojewodſchaften Polens erhalten; 
es habe die Verhältniſſe von mehr als 10 % der Beſitzungen über 
100 Hektar geregelt. Bei den ebenfalls der Kompetenz dieſer 
Aemter unterliegenden Schuldverpflichtungen der Landwirkſchaft 
gegenüber Privatgläubigern ſeien die Möglichkeiten des Geſetzes 
in Poſen noch nicht voll ausgenutzt worden. — Aber auch dieſes 
Geſetz enthalte Lücken; 3. B. ſei oft fraglich, ob die Zerlegung der 
Schuldrückzahlung auf den Zeikraum von ſieben Jahren ausreiche, 
bedenklich aber vor allem der Umſtand, daß nur die vor dem 
1. 7. 1932 entſtandenen Schulden der Kompetenz dieſer Schieds- 
ämter unterliegen. 

Sehr wichtig, dabei oft beſchwerlich, fei die Frage des 
Kredits der Landwirkſchaft bei den Kommu⸗ 
nalſparkaſſen, Volksbanken und Kredit 
genoſſenſchaften, dejen Höhe vor 144 Jahren auf ca. 
150 Millionen Zloty berechnet worden ſei. Bei einem 
Zinsſatz von 12% jährlich ergäbe ſich alſo hieraus für die Poſener 
Landwirtſchaft eine Zinſenlaſt von 18 Millionen 
Zloty. (ebereinſtimmend mit Angaben in dem „Kurjet 
Poznanſti“ Nr. 135, 25. 3. 1934.) Die zur Konverſion dieſer 
Schulden ins Leben gerufene Akzeptbank („Bank -Akcepta- 
cyiny“) habe bisher in ganz Polen Forderungen von 30 Millionen 
Zloty erfaßt, davon in Poſen den gegenüber der obigen Schuld⸗ 
fumme verſchwindend geringen Betrag von 5 Millionen Zloty. Der 
Grund hierſür ſei u. a., daß in Poſen die Kommunalſparkaſſen auf 
Verbandsbeſchluß gegenüber der Tätigkeit der Akzeptbank größte 
Zurückhaltung bewahrt und ihren Schuldnern ſelbſtändige Schuld- 
konverſion (bei evtl. Verteilung der Rückzahlung auf 10 Jahre, aber 
8,5 % Jahreszins) angeboten hätten. Dieſe große Abnei- 
gung gegen die Schuldkonverfion mit Hilfe 
der Akzeptbank erkläre fih vor allem aus folgender Ueber- 
legung des Schuldners: 

Da er in den letzten Jahren Zahlungen weder auf Kapital noch 
Zinſen geleiſtet habe, ſei die Schuld durch die aufgelaufenen Zinſen 
oft auf das Doppelte der urſprünglichen Summe angewachſen. Es 
fei ausſichtslos, die Schuld in dieſer Höhe — in einem dazu auher- 
ordentlich komplizierten Verfahren — zu konvertieren, um bereits 
nach zwei Jahren mit der Rückzahlung beginnen zu müſſen, wäh- 
rend jo geringe Hoffnung auf eine Beſſerung der Lage beftünde. 
Ebenſowenig ſeien die Gläubiger geneigt, den Zinsverluſt zu 
fragen oder gegenüber der Akzeptbank das Giro für dieſe Schuld 
zu übernehmen. 

„Daher erbringt die Tätigkeit der Akzeptbank 
in der Wojewodschaft Posen bezüglich des so 
stark verbreiteten organisierten Kredits verschwindend 
geringe Ergebnisse. Es fehlt jede Sachverbindung 
dieser Konversionsfiorm mit den übrigen Agrarfinanzgesetzen, 
z. B. mit der Verordnung des Staatspräsidenten betr. die Ver- 
meidung von Zahlungsschwierigkeiten der Landwirtschaft... 
Ferner bewirkt das Fehlen des Kontaks zwischen... der 
Akzeptbank und dem Komitee für landwirtschaftliche Finanz- 
fragen bzw. dem Delegierten des Finanzministeriums, daß die 
Tätigkeit der Akzeptbank von den Lebensansprüchen der Land- 
wirtschaft isoliert bleibt und das Maximum ihrer Nützlichkeit 
für das Wirtschaftsleben nicht erreichen Kann.“ 

[,,Codzienna Gazeta Handlowa“ Nr. 68, 23. 3. 1934.] 
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Dabei ſei gerade dieſe Schuld für die Landwirtſchaft Poſens 
febr drückend. Durch die ſtelige Kapitalifierung der rückſtändigen 
Zinſen habe fih die Schuld in den Jahren der Kriſe bereits ver- 
doppelt, die Verſchleppung der dringend gebotenen Konverſion be- 
wirke eine weitere Steigerung der unerträglichen Schuldenlaſt. 

Sehr ſtark ausgenutzk worden fei in der Wojewodſchaft die Yer- 
ordnung des Staatspräfidenten vom September 1982 betr. die Yer- 
meidung von Zahlungsſchwierigkeiten der Landwirtſchaft — durch 
Zahlungsaufſchub. Bis zum 1. Januar feien von den 
hierzu geſtellten 200 Anträgen von den Gerichten 43 Anträge (ca. 
48 000 Hektar betreffend) über insgeſamt 43 Millionen Ztoty, 
davon 10 Willionen bei Kreditinſtituten, 2 Willionen Zloty bei 
Genoſſenſchaften und 30 Millionen Ztoty bei Privatgläubigern er- 
ledigt worden. Ein Mangel ſei aber, daß der für ein Jahr gewährte 
Zahlungsaufſchub die erheblichen laufenden Verpflichkungen des 
Landwirtes nicht erfaſſe, vielmehr müſſe dieſer nach wie vor 
Steuern, Soziallaſten, Landſchaftsraten und 5 % Zinſen für alle 
hypothekariſch geſicherten Schulden aufbringen. 

„Der Landwirt hat sich bemüht, aus den Finanzschwierig- 
keiten herauszukommen, ohne zu dem Zahlungsaufschub seine 
Zuflucht zu nehmen; er stellt den Antrag erst in letzter Mi- 
nute, wenn er schon durch das Drängen der Gläubiger und 
Zwangsvollstreckungen für privilegierte Forderungen erschöpft 
ist, Der land wirtschaftliche Betrieb selbst ist schon verwüstet, 
das lebende Inventar ungenügend, das Fehlen jeglicher Vorräte 
verschlimmert die Lage. Bei der absoluten Unmöglichkeit, 
irgendwelches Betriebskapital zu erhalten, ist es manchmal 
unmöglich, den Betrieb ins Gleichgewicht zu bringen.“ 

Das in Teil II dieſer Verordnung vorgeſehene Vergleichs- 
verfahren ſei für den Landwirt mit großen 
Nachteilen verknüpft, da für alle hypothekariſch ge- 
ſicherten Forderungen, die in den meiſten Fällen 75 % der Gejamt- 
ſchuld überſtiegen, die Kapitalreduktion ausgeſchloſſen fei. Der 
Nachteil für den landwirtſchaftlichen Schuldner fei um jo größer, 
als oftmals die Hypothekenforderung den urſprünglichen Schuld- 
betrag (durch Sicherungseintragung für Zinfen, Gebühren uſw.) 
erheblich überſteige. 

In den Geſetzen fei auch Erleichterung der Par zellie rung 
zur Schulden regulierung vorgeſehen. Von dieſer Mög- 
lichkeit der Schuldenzahlung aus der Beſitzſubſtanz ſei in 22 Fällen 
Gebrauch gemacht worden. Das Wofewodſchaftskomitee habe 
4000 Hektar zur Parzellierung freigegeben, doch ſeien in den 
meiſten Fällen 

„die Schwierigkeiten der Parzellierung sehr 
bedeutend. Es hält schwer, Erwerber zu finden; die Er- 
leichterungen aus Krediten der Staatlichen Landwirtschaftsbank 
in 4% prozentigen Pfandbriefen werden immer stärker illusorisch. 
Die vielversprochene Möglichkeit, die Pfandbriefe zur Zahlung 
von Verpflichtungen an den Staat u. a. zu verwenden, zeigt sich 
unrealisierbar. Der wichtigste Grund aber ist schließlich die 
Kalkulation. 

Die Durchschnittsverschuldung der untersuchten Wirt- 
schaften beträgt 25 Zloty. Um die Verschuldung der Rest- 
fläche zu senken, muß bei Berücksichtigung der Kosten der 
Morgen reinen Bodens für mindestens 350 Złoty verkauft wer- 
den. Sind Anlieger vorhanden, so ist es noch nicht ganz 
schlecht; muß aber der Siedler auf der Parzelle auch nur das 
allerprimitivste Bauwerk errichten, so kommt der Morgen auf 
500 Zloty. Bei einer Durchschnittsverzinsung von 5 % er- 
wächst also schon eine Last von 25 Zloty, d. h. nicht ganz vier 
Zentner Roggen vom Morgen. Die Kalkulation wird 
unmöglich; zu diesen Bedingungen findet 
sich kein Käufer — ganz abgesehen von dem Fehlen 
entsprechender Kapitalien . . .“ 

Der Bericht kommt alfo vorläufig zu folgendem Ergebnis: 

„ . . Verglichen mit den eingangs gebotenen Zahlen sind die 
Ergebnisse sehr gering. Vielleicht der einzige — aller- 
dings sehr große — Erfolg der Agrarfinanz- 
gesetze ist die Erhaltung der Agrarpro- 
duktion auf dem bisherigen Niveau, damit 
aber die Bewahrung des so eng mit der Landwirtschaft ver- 
bundenen Wirtschaftslebens der Wojewodschaft Posen vor be- 


deutenden Erschütterungen. Bezüglich der An- 
passung der land wirtschaftlichen Schul- 
denlast an die heutigen Produktionsbedin- 
gungen und Preise.., sind aber die Ergeb- 
nisse ausgeblieben. Zwar ist die Schuldenrückzahlung 
in den meisten Fällen aufgeschoben worden, aber die der 
Schuld zuwachsenden nichtbezahlten Zinsen bil- 
den eine ernste Gefahr für die Landwirt- 
schaft. Die Entschuldung, die die Entschuldungspar- 
zellierung und der „Zahlungsaufschub“ in seinem Teil II liefern 
sollte, ist minimal. 

Der heutige Stand der Landwirtschaft liefert, von wenigen 
Ausnahmen abgesehen, einen Ertrag von zwei Zentnern 
Roggen, d. h. nach den heutigen Preisen 14 Zloty pro Morgen. 
Diese Summe muß also zur Bezahlung der Schuldenkosten und 
evtl. Teilrückzahlung der Schulden genügen. Wenn aber 
die Verschuldung der schlechteren Wirt- 
schaften um 250 Zloty schwankt, darf die 
Durchschnittsverzinsung einschl. der Land- 
schaftsraten 6 % nicht übersteigen. Wieviel 
Fälle aber gibt es, wo die Hypothekenschulden mit 10 % ver- 
zinst werden müssen, dazu kommen die kurzfristigen Schulden 
in Instituten des organisierten Kredits und verschiedene private 
Schulden zu 12 % Jahreszinsen. Daher ist unter den 
heutigen Bedingungen entscheidende Grund- 
lage für die Anpassung der landwirtschaftlichen Schuldenlast 
die Senkung des Zinssatzes für sämtliche 
Verbindlichkeiten.“ 

[,Codzienna Gazeta Handlowa“ Nr. 69, 24. 3. 1934. 

Eine ſchematiſche Reduktion der heute unerfräg- 
lichen Schuldſumme ſei abzulehnen, denn abgeſehen davon, 
daß nur individuelle Behandlung der einzelnen Betriebe Abhilfe 
ſchaffen könne, ſei vor allem zu bedenken: 

„Das Posener Wirtschaftsleben ist in fast all seinen Zweigen 
eng mit der Landwirtschaft verbunden, besonders die land- 
wirtschaftlichen Handels- und Kreditgenossenschaften, die ins- 
gesamt über 70 Millionen Zloty Forderungen an die Landwirt- 
schaft besitzen. Dazu kommen die Bankinstitute in Posen und 
Bromberg sowie die recht zahlreiche Gruppe der Kaufleute 
und der mit der Landwirtschaft verbundenen Industrie, die 
sämtlich . . . mehr oder minder hohe Forderungen an die Land- 
wirtschaft besitzen. Eine gewaltsame Reduktion der landwirt- 
schaftlichen Verschuldung würde in dem Wirtschaftsleben der 
erwähnten Gläubiger eine unerhörte Erschütterung hervor- 
rufen und... die Finanzschwierigkeiten der Landwirtschaft 
selbst verstärken. Wir würden in ein großes Chaos hinein- 
geraten, wobei ... die Gesundung unserer Landwirtschaft noch 
zweifelhaft wäre... Da der größte Teil der Schulden hypo- 
thekarisch gesichert ist, würde die Streichung der Kapital- 
summe eine Erschütterung der grundlegenden Normen des 
kapitalistischen Systems . .. bedeuten. Angesichts dessen 
scheint mir, daß die übermäßigen Lasten der 
landwirtschaftlichen Verschuldung durch 
Senkung des Zinssatzes, d. h. der jährlichen 
Kosten dieser Schuld bei Erhaltung der 
Summe des ursprünglich geliehenen Ka- 
pitals, sofern es in den Grenzen von 75 % 
des Wertes der betreffenden Landwirtschaft 
hypothekarisch eesıichert _ Ist, gemildert 
werden müssen. Außerdem muß die Reduktion 
der aus aufgelaufenen Zinsen entstan- 
denen Schuldsumme zulässig sein. Wenn wir 
auf dieser Linie vorgehen, schützen wir das Wirtschaftsleben 
vor allzu erheblichen Erschütterungen und geben dem Land- 
wirt wie dem Gläubiger Zeit, sich den heutigen Wirtschafts- 
bedingungen anzupassen, ohne der künftigen Konjunktur 
irgendwie vorzugreifen.“ 

Das Wojewodſchaftskomitee habe daher bei den Zentral- 
behörden den Antrag geſtellt, die bisherigen Geſetze 
wie folgt zu ergänzen: 

In dem Geſetz über die Erleichterung der Zahlung von Hypo- 
thekenzinſen und kapital fei bei Hypotheken, die 75 % des Grund- 


ftückswertes nicht überfteigen, der Rücgahlumgstermin noch zu ver- 
längern, der Höchſtzinsſatz auf 4,5% (ffatt bisher 6 %) zu fenken. 
Der Zinsſatz für die 75 % des Wertes überſteigenden Hypotheken- 
forderungen müſſe von den Schiedsämtern nach Belieben (bis 
höchſtens 4,5 %) feſtgelegt werden können. Die Ausnahmeſtellung 
der Verſicherungsinſtituke, Sparkaſſen uſw. fei überhaupt zu be- 
ſeitigen. — In dem Geſetz über die Errichtung der Schiedsämter 
ſei dieſen die Befugnis zu gewähren, die Zahlungen nicht nur wie 
bisher auf ſieben, ſondern bis auf 15 Jahre zu verkeilen, ſowie die 
Verzinſung auch unter 4,5 % zu fenken, ferner beiden Parteien 
bei Vereinfachung des Verfahrens die Möglichkeit erneuter Re- 
gelung zu gewähren. Um endlich auch die kurzfriſtigen Schulden 
vollſtändig zu erfaſſen, fei die Kompetenz der Aemter auf fämt- 
liche Schulden auszudehnen, foweit fie nicht der Konverſion durch 
die Akzeptbank unterliegen. 

Die Verordnung über den für die Landwirtſchaft beſonders 
wertvollen Zahlungsaufſchub fei dahin auszudehnen, daß nur die 
Leiftungen an Landſchaft, Staat und Sozialverſicherungen von dem 
Jahlungsaufſchub ausgeſchloſſen bleiben, ſämbliche übrigen Zah- 
lungsverpflichtungen, auch die Hypothekenzinſen, der Entſcheidung 
des Komitees unterliegen. Vor allem aber müſſe — da der 
Zahlungsauſſchub mit Zwangsverwaltung des Betriebes ver- 
bunden fei — jede Zwangsvollſtreckung ausgeſchloſſen werden. 

Die Durchführung des Vergleichsverfahrens ſei, da es ſich hier 
um rein wirkſchaftliche Fragen handle, der Kompetenz der 
ordenllichen Gerichte zu entziehen und den Schiedsämtern zu über- 
tragen, dabei jollen von dieſem Verfahren nur die Hypotheken- 
forderungen der Pfandbriefinſtitute ausgeſchloſſen ſein. Bei allen 
übrigen Schulden folle zwiſchen der urſprünglichen Schuld ſumme 
und den kapitalifierten Zinsforderungen unkerſchieden werden. 
Dabei ſolle die urſprüngliche Schuldſumme möglichſt unberührt 
bleiben, ſofern fie 75 % des Werkes nicht überſteigt, die Zinſenlaſt 
für diefe Forderung nach Urteil des Schiedsamtes für eine be- 
ſtimmte Zeit gefenkt oder ganz geſtrichen werden können. — Alle 
übrigen Forderungen, alfo Hypothekenforderungen, die 75 9% des 
Wertes überſteigen, kapitaliſierte Zinsforderungen und ungeſicherte 
Forderungen feien — immer bei unterſchiedlicher Behandlung von 
Kapitalforderungen und kapitalifierten Zinſen — enlſprechend der 
ZJahlungsfähigkeit des Schuldners zu reduzieren. 

Solche Erleichterungen würden bei Vermeidung allgemeiner 
Reduktion der landwirkſchaftlichen Schuldenlaſt auch die Gläubiger- 
rechte am beſten ſchützen. — Da aber bei den in Induſtrie und 
Handel Poſens durchgeführten Vergleichsverfahren die Rück- 
zahlung der oft auf 30—40 % reduzierten Schuldſumme auf fünf 
und mehr Jahre zerlegt worden ſei, dürfe die Landwirtſchaft nicht 
ſchlechter geſtellt werden. Vielmehr ſei die Rückzahlung 
der im Vergleichs verfahren geregelten Schuld 
der Landwirtſchaft auf einen Zeitraum bis 
zu 20 Jahren zu zerlegen, um dem Schuldner die 
Wirtſchaftsſührung zu ermöglichen und dem Gläubiger wirkliche 
Sicherung ſeiner Forderung zu gewähren. — Dabei müſſe übrigens 
die Verbindung zwiſchen der Konverſionsaktion der Akzeptbank 
und dem Aufſchubs- und Vergleichsverfahren der landwirtſchaft- 
lichen Finanzkomitees der Wojewodſchaft bzw. der Kreiſe þer- 
geſtellt werden. N 

Ing. Okoniewſki faßt ſchließlich feine Vorſchläge wie folgt 
zuſammen: 

„Die Forderungen der hiesigen Landwirtschaft sind ge- 
mäßigt und berücksichtigen die Gläubigerinteressen in hohem 
Grade, liefern dabei aber eine Senkung der jährlichen Last der 
zu den heutigen Produktionsbedingungen in keinem Verhältnis 
stehenden Agrarschulden. Ich bin der Ansicht, daß gerade 
diese unverhältnismäßig hohen Lasten der 
hiesigen Landwirtschaft der Grund des 
übermäßigen Angebots von Agrarprodukten 
auf dem Binnenmarkt sin. Die Finanz- 
lasten — sowohl die öffentlichen als auch die aus dem 
Schuldendienst sich ergebenden Lasten — zwingen d en 
Landwirt zum vollständigen Aus verkauf 
aller Produkte, zu fast vollkommener Re- 
duktion des lebenden Inventars bei den uner- 
hört niedrigen Preisen. Es ist keine Uebertreibung, 
daß die Landwirte in verschiedenen Krei- 
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sen Posens hungern. Es gibt Siedlungen, 
in denen Brot etwas Außergewöhnliches 
ist — das konnte ich bei meinen Rundreisen in verschiedenen 
Kreisen unserer Wojewodschaft feststellen. Die Erhaltung und 
Ausdehnung der Agrarfinanzgesetzgebung, d. h. die Ver- 
ringerung der Finanzlasten der Landwirt- 
schaft, wird zu einer Steigerung des Ver- 
brauchs von Agrarprodukten auf dem 
Lande beitragen und in hohem Grade das 
Angebot am Binnenmarkt verringern, da- 
mit aber zur Erhöhung des Preisniveaus 
beitragen.“ 
[,Codzienna Gazeta Handlowa“ Nr. 71, 27. 3. 1934. 


Goͤingen als hafen für den polniſchen Export 

nach Ungarn und dem Balkan. 

Die „Codzienna Gazeta Handlowa” bringt hierzu folgende be- 
achkliche Meldung: 

s. . Die In- und Auslandspresse hat verschiedentlich be- 
tont, daß die Eisenbahnfrachten in Mitteleuropa zu hoch sind. 
Nach unseren Informationen hat das den Transport verschie- 
dener Güter durch diese Länder erschwert... und ungünstig 
auf die Expansion des polnischen Exports gewirkt. Anderer- 
seits hat die Tschechoslowakei Klage erhoben über die Er- 
schwerungen, die für sie die hohen Eisenbahnfrachten bei dem 
Transit via Triest darstellen. Gegenwärtig erfahren wir neue 
Einzelheiten zu dieser Frage, nämlich: eine rumä- 
nische Maklerfirma ist am Werk, in Gdin- 
gen eine Firma aufzubauen, deren Aufgabe 
vor allem sein wird, zwei italienische 
Schiffslinien, die gegenwärtig: über deut- 
sche Häfen kursieren, nach Gdingen her- 
anzuziehen. Diese Linien sollten dann von 
Gdingen Kohle und Holz nach den skandi- 
navischen Staaten, sowie nach dem Bal- 
kan und Ungarn exportieren. Im letzten Falle 
würde der Transport teilweise auf der Donau (von Galatz 
nach Budapest) erfolgen. Die Länge des Wasserweges würde 
ungefähr das Vierzigfache der Eisenbahnstrecke von Ober- 
schlesien nach Ungarn betragen, trotzdem aber wird sich, wie 
uns mitgeteilt wird, der Wassertransport billiger stellen als die 
Landspedition ...“ 

[Codzienna Gazeta Handlowa“ Nr. 70, 26. 3. 1934. 


Das polniſche Haushaltungs defizit. 

Der oppoſitionelle „Glos Narodu“, Krakau, führt unker der 
etwas irreſührenden Überſchrift: „Wir sind bei dem Zweimilliar- 
dendefizit angelangt!“ über den chroniſchen Defizitharakter des 
polniſchen Staatshaushaltes ungefähr folgendes aus: 

Nachdem die gegenwärtige Regierung Polens uneingejhränkt 
die Verwaltung übernommen habe, habe das Jahr 1930 erſtmalig 
nach mehrjähriger Überſchußwirtſchaft wieder ein Defizit erbracht, 
das hinfort nicht mehr aus dem Staatshaushalt geſchwunden fei. 
Sämtliche in den Jahren der Hochkonjunktur angeſammelten Re- 
ſerven ſeien längſt verbraucht, auch die übrigen zur Verfügung 
ſtehenden Wittel (Kredit bei der Bank Polski, Nationalanleihe) 
in erheblichem Maße angegriffen worden. 

Im Haushaltsjahr 1033—1934 werde das Defizit ſchwerlich un- 
ter 300 Millionen Zloty bleiben (es betrage für die Zeit vom 
1. 4. 1933—1.3. 1934 bereits 279 Millionen Zloty), alfo ein wejent- 
lich größerer Teil der Nationalanleihe zu feiner Deckung ver- 
wandt werden müſſen, als urſprünglich geplant worden ſei. Umſo 
weniger werde alſo für das neue Haushaltsjahr verbleiben, für 
das ein Defizit von nur 50 Millionen Zloty vorgeſehen ſei (wo- 
bei allerdings der Reſtbetrag der Nationalanleihe mit 175 Mil- 
lionen Zloty eingeſetzt ſei, was jetzt nicht mehr der Wirklichkeit 
enkſprechen könne). 

„In jedem Falle wird also selbst nach den offiziellen Be- 
rechnungen im kommenden Haushaltsjahr ein Defizit entstehen. 
Seine Deckung wird schwieriger als bisher sein: Ersparnisse 
an den Beamtengehältern sind wohl zunächst nicht vorgesehen, 
nachdem erst vor kurzem auf Grund der „Neugruppierung“ 
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die Gehälter reduziert worden sind. Man könnte die erhöhten 

Ministergehälter reduzieren, eventuell auch — angesichts der 

Verbesserung der internationalen Lage — die Ausgaben für 

das Heer um 10—15 % senken, die Dispositionsfonds kürzen, 

die Subvention für den „Strzelec“ (Schützenverband) streichen 

usw. Aber solche Ersparnisse kann man nicht voraussehen.“ 
L„Glos Narodu“ (Krakau) Nr. 80, 23. 3. 1934. 


Das engliſche Kapital in Polen. 


Anläßlich der Verhandlungen über erneute engliſche Kredite 
für Staat und Wirtſchaft Polens bringt der Krakauer „Czas“ 
folgende Überſicht über das gegenwärtig in der Wirtſchaft Polens 
arbeitende engliſche Kapital: 

Am ſtärkſten jei das engliſche Kapital in der Textil- und 
Zuckerinduſtrie Polens engagiert, dabei übrigens lieber als Gläu- 
biger denn als Aktionär. Im polniſchen Bankweſen ſei engliſches 
Kapital beſonders aktiv in der „Bank Angielsko-Polski“, deren 
halbes Aktienkapital der „The Britiſh Overſeas Bank Ltd.“ ge- 
höre, während der Reſt ſich im Beſitz des Verbandes der kongreß— 
polniſchen Zuckerfabriken befinde. Durch Vermiktlung dieſer Bank 
erhalte die polniſche Zuckerinduſtrie zur Finanzierung ihres Ex- 
ports je nach deſſen Höhe Kredite von 11% Millionen Pfund, 
Engliſches Kapital ſei auch vertreten in der „Bank Handlowy”, 
Warſchau, die ſehr lebhafte Beziehungen zur „Hambros Bank“ 
unterhalte, der „Powszechny Bank Depozytowy“, Warſchau, von 
deren Aktienkapital 90 % in den Händen der Londoner Gold- 
handelsfirma Johnſon Matthey Etd.-London ſeien, ſchließlich der 
„Bank Dyskontowy“, Warſchau. 

[,Czas“-Krakau Nr. 82, 24. 3. 1934.] 


Die Landwirtſchaſt im ehemals deutſchen Gebiet und 
die geplante Reform der landwirtſchaſtlichen Schulen 
in Polen. 

Der nationaldemokratiſche „Kurjer Poznanſki“ berichtet ein- 
gehend über einen Aufſaß von Dr. Szumowſki (Gazeta Rol- 
nicza“ 1934, Nr. 7 und 8), der unter dem Titel: „Reform 
oder Verfall des landwirtſchaftlichen Schul- 
weſens“ die Gefahren aufzeige, die die geplante Reform der 
landwirtſchaftlichen Schulen für die Landwirtſchaft in den ehe- 
mals deutſchen Gebieten Weſtpolens mit ſich bringen könnte. Er 

habe u. a. ausgeführt: 

Für ein Land wie Polen, in dem die Landwirtſchaft über- 
ragende Bedeutung habe, fei die Frage der landwirtſchaftlichen 
Berufsausbildung eines der wichtigſten Probleme. Da nur ein ge— 
ringer Teil der Landwirte eine ſyſtematiſche Berufsausbildung 
erfahre (in ganz Polen nur 3 %, in Poſen allerdings 15 % aller 
Landwirte), handle es fih vorwiegend um die Fortbildung des 
praktiſchen Landwirtes, für die von den verſchledenſten Stellen 
Inftitute unterhalten würden. Zwei Typen ſolcher Anftalten feien 
vor allem ausgebildet worden: 

1. die ein- oder zweijährige Schule auf dem Lande mit Inter- 
fte und Muſterwirtſchaft, die vorwiegend praktifhe Ausbildung 

lege, 

2. die landwirtſchaftliche Winterſchule in Kleinſtädten, die in 
zwei fünfmonatlichen Winterkurſen die kheoretiſche Ausbildung 
der Landwirte ergänze. 

Während die zentralen und öſtlichen Wojewodſchaften Polens 
den erſten Typ angenommen hätten, fei in den Woſewodſchaften 
Poſen und Pommerellen die landwirtſchaftliche „Win- 
terſchule“ feft eingewurzelk. Sie verdanke ihre Verbreitung 
der hohen Anpaſſung an die örtlihen Wirtſchaftsbedingungen, da 
ſie vor allem denjenigen Landwirten, die ihre Wirtſchaft nicht 
für längere Zeit verlaſſen können, bequeme Fortbildungsmöglich⸗ 
keiten gewähre. Das dichte Netz dieſer Schulen erlaube bei den 
guten Verkehrsverbindungen unſchwer den Schulbeſuch in der 
Zeit, da der landwirkſchaftliche Betrieb ohnehin ruhe. Ein wei- 
terer Vorteil fei, daß hier wenig Betriebsmittel, keine koſtſpie⸗ 
ligen Bauten notwendig ſeien, das ſtändige Perſonal ſich auf zwei 
Lehrer beſchränke. 


Die Poſener Landwirtſchaftskammer habe — teilweiſe unter 
Ausnutzung der von den Deutſchen übernommenen Einrichtungen 
— im erſten Jahre ihrer Tätigkeit mit fünf Winterſchulen be⸗ 
gonnen und allmählich ihre Zahl auf 14 Schulen mit insgeſamt 
1000 Schülern geſteigert. Die Nachteile rein theoretiſcher Aus- 
bildung feien durch Anderung der Lehrpläne und Einrichtung ftän- 
dig kontrollierter Verſuchsanlagen in den elterlichen Wirtſchaften 
der Schüler behoben worden. ni 

Der größte Vorteil dieſes Schultyps aber jei, daß ihre Tätig- 
keit ſich nicht allein auf die Fortbildung ihrer Schüler beſchränke, 
ſondern auch die geſamte fachliche Bildung der übrigen Landwirte 
fördere. Die landwirkſchaftlichen Winterſchulen hätten als Pro- 
vinzialexpoſituren der Landwirtſchaftskammer außerordentlich zur 
Hebung des ländlichen Bildungsſtandes beigetragen. 

Auf Grund der mehr als hundertjährigen Erfahrungen mit die- 
ſem Schultyp in den europäifchen Ländern hoher Agrarkultur, 
jowie in dem ihnen naheſtehenden Weſtgebiet Polens hätte man 
erwarten müſſen, daß die Reformprojekte dieſen Schultyp, der 
beſonders den kleineren Landwirten Berufsfortbildung ſichere, 
weitgehend berückfichtigen würden. Tatſächlich habe auch die in 
Poſen eingebürgerte „Winkerſchule“ dem Reformprojekt von 1931 
als Grundlage gedient. Als aber 1932 das niedere und mittlere 
landwirtſchaftliche Schulweſen der Kompetenz des Landwirtſchafts⸗ 
und Agrarreſormminiſteriums entzogen und dem Volkabildungs- 
miniſterium unterſtellt worden ſei, ſeien die Beſonderheiten der 
landwirtſchaftlichen Schulen gegenüber den Fachſchulen anderer 
Wirtſchaftszweige nicht mehr berückſichtigt worden. Das neue Pro- 
jekt des Volksbildungsminiſterlums ſchaffe für ganz Polen eine 
einheitliche Landwirlſchaftsſchule niederen Typs, die „zweijährige 
Schule mit Internat und Landwirtſchaftsbetrieb,“ ſowie „landwirt- 
ſchaftliche Vorbereitungsſchulen,“ die ſich von den erffgenannten 
nur durch kürzere Lehrzeit unterſcheiden; beide Schultypen beab- 
ſichtigen vornehmlich die prakkiſche Ausbildung des Landwirts mit 
einem Minimum theoretiiher Schulung. Zwar verpflichte auch 
dieſes Projekt das Lehrperſonal zur Förderung der Berufsfort- 
bildung ſämtlicher Landwirte ihres Bezirks, doch habe dieſe Yer- 
pflichtung lediglich formalen Wert, da die Lehrkräfte durch ihre 
pädagogiſchen Pflichten vollauf in Anſpruch genommen würden. 
Dazu würden auch — nach den bisherigen Erfahrungen — die 
ſchlechten Verkehrsverbindungen dieſer auf dem Dorf unterge- 
brachten Schulen ſehr hinderlich wirken. 

Das Projekt müßte gerade im Poſener Gebiet 
beſondere Beſorgnis erwecken, denn 

„ganz zu schweigen von den sehr hohen Investierungen, die 
diese sehr kostspieligen Lehranstalten erfordern, vernichtet 
die neue Richtung die bisherige Verfassung, die dank ihrer Vor- 
züge und ihrer Anpassung an die lokalen Bedingungen so gün- 
stige Ergebnisse erzielt hat, die nicht bloß in der höchsten Be- 
sucherzahl des ganzen Staates zum Ausdruck kamen, sondern 
vor allem in der wirklichen Durchdringung ihres weiten Wir- 
kungsbereiches mit dem kulturellen Einfluß der Schule. Dazu 
darf man sich schwerlich der Täuschung hingeben, daß es ge- 
lingen werde, Schulen zu füllen, die Loslösung von der Arbeits- 
stätte für zwei Jahre und bedeutende finanzielle Opfer for- 
dern — all das aber in der jetzigen, überaus schweren Wirt- 
schaftslage. Es genügt festzustellen, daß die einzige derartige 
Schule in unserem Teilgebiet, die Schule in Schroda, trotz der 
Popularität, derer sie sich erfreut, nur halb voll ist...“ 

Dr. Szumowski ſchließe mit der Behauptung, daß das Leben 
ſich ſtärker als die Doktrin erweiſen und die Rückkehr zu der alten 
erprobten „Winkerſchule“ bewirken werde. Immer aber werde die 
Verſchwendung an Zeit, Kräften und Nitteln, die mindeſtens vor- 
übergehende Hemmung des landwirlſchaftlichen Fortſchriktes zu be⸗ 
kifagen fein. Dabei handle es fih nicht bloß um die Anficht eines 
Einzelnen, denn auch die Konferenz der Verkreter der Landwirt- 
ſchafts kammern und der landwirtſchafklichen Organiſalionen Poſens 
und Pommerellens habe ſich für die Beibehaltung des bisherigen 
Schultyps in dieſen Gebieten ausgeſprochen. 

„Kurier Poznański“ Nr. 195, 25. 3. 1934. 
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